
Sarah Casutt: Guten Tag Herr
Kläy – Wie beurteilen Sie die
grossen Abstimmungserfolge
zum Mindestlohn in Winterthur
mit 65 Prozent und Zürich mit
70 Prozent? Und inwiefern se-
hen Sie die Rekurse gegen den
Mindestlohn von bürgerlicher
Seite als gerechtfertigt, insbe-
sondere da Sie selbst als Res-
sortleiter für den Schweizer Ge-
werbeverband tätig sind?

Dieter Kläy: Lohnverhandlungen
sollen Arbeitgeberinnen undArbeit-
nehmern, bei Gesamtarbeitsverträ-
gen Gewerkschaften und Arbeitge-
berorganisationen vorbehalten sein.
2014 ist eine Initiative mit 76 Pro-
zentderStimmengescheitert.Regio-
nale Flickenteppiche unterschiedli-
cher Mindestlöhne machen keinen
Sinn.Wie begründen Sie die polizei-
kritische Haltung der AL?

Sarah Casutt: Seit 2014 hat sich das
Abstimmungsergebnis klar verän-
dert und ein politisch gesetzterMin-
destlohn zur Bekämpfung der stei-
gendenArmut ist absolut gerechtfer-
tigt. Die Polizei ist Teil der Stadtver-
waltung mit viel Macht, da ist es nur
normal, sich kritisch damit ausein-
anderzusetzen. Welche Lösung se-
hen sie bei der aktuellen Wohnkri-
se und immer teureren Mieten?

Dieter Kläy: Bauen muss attraktiver
werden. Denkmal – und Heimat-
schutz muss gelockert, Baubewilli-
gungen beschleunigt und die Aus-
nützungsziffer erhöht werden. Bü-
ros müssen in Wohnungen umge-
wandelt werden können. Braucht es
tatsächlich eine Solarpflicht auf je-
dem Dach von Winterthur?

SarahCasutt:EinfachnurmehrBau-
en allein reicht nicht aus. Es braucht
eine Begrenzung der Profitgier von
Immobilienbesitzer:innen. Allein
2021wurden schweizweit 10Milliar-
den Franken zu viel Miete bezahlt.

Die Wohnschutzinitiative fordert
hier unter anderem eine Obergren-
ze fürMieten nach Sanierungen.Die
Ausnutzung von möglichst vielen
Dachflächen für Solaranlagen ist de-
finitiv sinnvoll.

Dieter Kläy: Die Nutzung von Dach-
flächen ist tatsächlich sinnvoll. Aber
sie muss Sinnmachen und darf kein
Zwang sein. Gesetzliche Obergren-
zen für Mieten nach Sanierungen
sind ein zu starker Eingriff ins Eigen-
tum. Das lehne ich ab. Wie soll sich
Winterthur als Wohn- und Arbeits-
stadt entwickeln?

Sarah Casutt: Nur mit Anreizen al-
lein kann die Energiewende und die
Klimakrise imAllgemeinennichtan-
gegangen werden. Winterthur soll
eineStadtmitbezahlbarenWohnun-
gen für alle sein, ein breites Kultur-
angebot und Freiräume fördern, so-
wie die Mitbestimmung der Bevöl-
kerung bei der Stadtentwicklung
stärken. Welche Ansätze sehen Sie
denn für eine rechtzeitige Energie-
wende?

Dieter Kläy: Ansätze für eine recht-
zeitige Energiewende sehe ich unter
andereminInvestitionen indieWas-
serkraft, Förderung der erneuerba-
renEnergien,Ausbau imBereichder
Photovoltaik, AKW solange betrei-
ben, wie möglich, damit keine Lü-
cken entstehen. Effizienzsteigerun-
gendank intelligenterGebäudetech-
nik, kein Technologieverbot. Ist Ihr
Ziel nicht Versorgungssicherheit?

Sarah Casutt: Atomkraftwerke so
lange wie möglich betreiben, macht
die Schweiz im Fall von Beznau I be-
reits seit 54 Jahren. Das macht es
zum weltweit ältesten Atomkraft-
werk und laut Studien ist die abneh-
mende Sicherheit besorgniserre-
gend. Die Versorgungssicherheit ist
wichtig, gleichzeitig ist es aber nicht
auf nachhaltige Weise möglich, so
viel Energie wie bisher zu verbrau-

chen. Es braucht kreative Ansätze
von Degrowth.

DieterKläy:WirbenötigeneineEner-
giestrategie, die von der Bevölke-
rung und der Wirtschaft akzeptiert
ist und die auch getragen werden
kann. Sie darf einkommensschwa-
che Schichten auchnicht benachtei-
ligen.Was verstehenSie unter »krea-
tiven” Ansätzen?

SarahCasutt:Es braucht eine sozial-
gerechte Energie- und Klimastrate-
gie, die von Bevölkerung und Wis-
senschaft getragen werden. De-
growth heisst für mich, den Wohl-
stand aller nicht mit Wirtschafts-

wachstum sondern Lebensqualität
zu beschreiben. Wie hebt sich die
FDP von der SVP ab? Die letzten Ab-
stimmungen im Nationalrat und die
Listenverbindung für die Wahlen
zeigen keine grossen Unterschiede.
Dieter Kläy: Die FDP unterscheidet
sich in einigen Themen von der SVP,
wiezumBeispiel inderFragederPer-
sonenfreizügigkeit und der bilatera-
len Verträge gegenüber Europa, die
fürunswichtig sind.Gemeinsamkei-
ten haben wir zum Beispiel in der
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Die
Listenverbindung ist eine rein tech-
nischeMassnahmeunddient der Si-
cherung von Restmandaten der Lis-
tenverbindungspartner. pd/js/cnb
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Über Ober- und
Untergrenzen

Schlagabtausch In der «Winterthurer Zeitung» werfen
sich alle vierzehn Tage zwei Politikerinnen und Politiker in
einem Schlagabtausch den Ball zu. Heute fordert die
Stadtparlamentarierin der AL, Sarah Casutt, den Präsiden-
ten der FDP Winterthur, Dieter Kläy, heraus.

POLITSCHAU
«Comeback» für Urs
Glättli im Kantonsrat
PolitikUrs Glättli rückt neu als Kan-
tonsrat fürdenzurückgetretenenMi-
chael Zeuginwieder indenKantons-
rat nach. Neuwird er zusammenmit
Chantal Galladé die Grünliberalen
Winterthur im Kantonsparlament
vertreten. Die GLP stellt zwei der 13
Winterthurer Sitze.
Seit 2017 politisiert Urs Glättli im
Stadtparlament, wo er zusammen
mitseinerFraktionundimunabhän-
gigenVerbundmitmehrheitsbilden-
den Kräften Lösungen zu politi-
schen Problemen unter Beweis ge-
stellt hat. Mit seiner ersten Motion
«Schulbehörden-Organisation Win-
terthur» wurde die inzwischen um-
gesetzte Reorganisation der Schul-
pflegen eingeläutet. Mit der ersten
parlamentarischen Initiative erwirk-
te Glättli die «Begründung und amt-
liche Publikation der Bewilligung
hoher gebundener Ausgaben» und
mit der inzwischen angedachten
«Revitalisierung des Mattenbachs»
hat er ein Herzens-Anliegen seines
Quartiers lanciert. Wiederholt hat er
sich in städtischen Abstimmungs-
und Wahlkomitees engagiert, so für
«die Schuldenbremse», die «neue
Gemeindeordnung» und Winter-
thur Netto Null CO² 2040». Im Stadt-
parlament vertrat er die Grünlibera-
len mehrere Jahre in der Kommis-
sion für Sicherheit und Soziales, in
der Aufsichtskommission und in der
Spezialkommission Gemeindeord-
nung. Urs Glättli: «Ich freue mich,
meine ganze politische Energie für
Winterthur als Kantonsrat in Zürich
vertreten zu dürfen.»

«Start-up» für Benedikt Oeschger
im Stadtparlament
Benedikt Oeschger ersetzt Urs Glätt-
li im Stadtparlament, wo die GLP
acht der sechzig Sitze innehat.
OeschgerstudiertAgrarwissenschaf-
ten an der ETH. Mit ihm wird neu
auch sein Jahrgang 2001 im Parla-
ment vertreten sein. Er kandidierte
erstmals 2022 und hat auf der grün-
liberalen Liste mehrere Plätze gut-
gemacht. Politisch engagiert hat sich
Oeschger inhaltlich bereits für die
Aufwertung des Grüzefelds und den
Mattenbach-Veloweg. Laut der GLP
habe sich Oeschger zusammen mit
der JGLP sowohl für die Wahlen ins
Stadtparlament als auch für den
Kantonsrat wiederholt für Anliegen
der betroffenen Bevölkerung einge-
setzt. Neu wird er die Anliegen sei-
ner Wählerschaft direkt im Parla-
ment einbringen können. Die Grün-
liberale Fraktion wird ihn für die
Kommission Soziales und Sicher-
heit vorschlagen. Benedikt Oesch-
ger: «Mit grosser Freude und Re-
spekt sehe ich meinem Start im
Stadtparlament entgegen.» pd/js
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In den Ständerat:
Gregor Rutz
zusammenmit Regine Sauter
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Keine 10-Millionen-Schweiz
Jetzt langt’s!

 Wohnungsnot und explodierendeMieten
 Massiv höhere Stromkosten und Krankenkassenprämien
 Verstopfte Strassen und Züge

Das habenwir der unkontrolliertenMasseneinwanderung zu verdanken:
 Schweizer Kinder als Minderheiten in den Schulen
 Tägliche Kriminalität durch Ausländer
 Und und und…
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